
 

 

 

 GRUNDSTÜCKGEWINNSTEUER:  
STEUERAUSCHUB BEI ERSATZBESCHAFFUNG 

Wer sein selbst genutztes Wohneigentum verkauft und sich ein neues Haus oder eine neue Wohnung kauft, muss 
keine Grundstückgewinnsteuer zahlen. Das gilt in der ganzen Schweiz. Doch in der Praxis gibt es kantonale Unter-
schiede.  

 
 

Ein Aufschub der Grundstückgewinnsteuer ist möglich, 
wenn man die selbstgenutzte Wohnung verkauft und den 
Erlös innert kurzer Zeit in eine neue Wohnung in der 
Schweiz investiert, die man ebenfalls selbst bewohnen 
wird.  
 
Doch was gilt, wenn man die bisherige Wohnung vor dem 
Verkauf vermietet? Oder wenn die neue Wohnung erst 
vier Jahre nach dem Verkauf der bisherigen Wohnung 
oder noch später gekauft wird? Je nach Kanton lauten die 
Antworten auf diese Fragen unterschiedlich: 
 
Mindestwohndauer bisherige Wohnung: Die meisten 
Kantone erlauben einen Steueraufschub, auch wenn der 
Steuerpflichtige die bisherige Wohnung nicht mindestens 
ein Jahr bewohnte. Das gilt nicht für Baselland, Basel-
Stadt und Luzern – in Uri nur nach «Prüfung des Einzel-
falls». 
 
Fremdnutzung bisherige Wohnung: Der Steuerauf-
schub ist ebenfalls möglich, wenn der Steuerpflichtige die 
bisherige Wohnung vor dem Verkauf für kurze Zeit ver-
mietet oder sie leer stehen lässt. Eine Ausnahme gilt etwa 
in Baselland: Dort schliesst eine Vermietung den Steuer-
aufschub aus.  
 
Fremdnutzung neue Wohnung: Kauft der Steuerpflich-
tige eine neue Wohnung und vermietet er diese bis zum 
Verkauf der bisherigen Wohnung, gewähren die meisten 
Kantone einen Steueraufschub. Das gilt nicht für die Bas-
ler Halbkantone und Solothurn – Glarus und Uri prüfen 
den Einzelfall.  
 
Anders ist es, wenn der Steuerpflichtige die bisherige 
Wohnung verkauft, mit dem Erlös eine neue Wohnung 
kauft, diese aber zuerst vermietet und sie erst später 
selbst bewohnt. Die meisten Kantone lehnen einen Steu-
eraufschub ab. Ausnahmen sind zum Beispiel Aargau und 
St. Gallen. Obwalden lässt den Aufschub nur zu, wenn die 
Vermietung nicht länger als ein Jahr dauert. 

Mindestwohndauer neue Wohnung: Bewohnt der Steu-
erpflichtige die neue Wohnung nicht mindestens ein Jahr, 
ist ein Steueraufschub in der Regel trotzdem möglich. 
Ausnahmen machen zum Beispiel Schaffhausen und Uri – 
Glarus prüft den Einzelfall.  
 
Frist für Kauf und Verkauf: Der Steueraufschub wird von 
allen Kantonen nur gewährt, wenn der Steuerpflichtige die 
neue Wohnung vor oder nach dem Verkauf der bisherigen 
Wohnung innert «angemessener Frist» kauft. Diese be-
trägt meist zwei Jahre. In Schaffhausen sind es drei 
Jahre, in Uri sogar vier.  
 
Fristverlängerung: Die Frist für den Kauf der neuen oder 
den Verkauf der bisherigen Wohnung kann in fast allen 
Kantonen verlängert werden – mit Ausnahme von Aargau 
und Schaffhausen. 
 
Eigentümerwechsel bei Ehegatten: Ein Steueraufschub 
ist nur möglich, wenn der Verkäufer der bisherigen Woh-
nung identisch ist mit dem Käufer der neuen Wohnung. 
Das gilt auch für Ehepaare, selbst wenn der eine Ehegatte 
als Alleineigentümer die bisherige Wohnung verkauft und 
mit dem Erlös die neue Wohnung kauft, bei welcher aber 
der andere Ehegatte als Alleineigentümer im Grundbuch 
eingetragen wird. Davon weichen Aargau und Uri ab. Sie 
lassen einen Steueraufschub auch zu, wenn es einen Ei-
gentümerwechsel unter Ehegatten gibt. In anderen Kanto-
nen wie Graubünden oder Solothurn ist der Steuerauf-
schub nur möglich, wenn beide Ehegatte als Mit- oder Ge-
samteigentümer der neuen Wohnung im Grundbuch ein-
getragen werden. 


